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Amtliche Bekanntmachungen

Inhaltsverzeichnis der amtlichen Bekanntmachungen

Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung vom 27.September 2018

Die Stadtverordneten beschlossen im öffentlichen Teil der Sitzung:
Beschluss Nr.: 2018/085
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Lübben (Spreewald)/
Lubin (Błota) beschließt den geprüften Jahresabschluss 2017 der 
Stadtentwässerung Lübben (Spreewald) sowie den Jahresgewinn 
in Höhe von 435.262,69 € gegen den Verlustvortrag zu rechnen.
Der Beschluss wurde einstimmig gefasst.

Beschluss Nr.: 2018/086
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Lübben (Spreewald)/
Lubin (Błota) beschließt, dem Werksleiter Herrn Dörre für das Wirt-
schaftsjahr 2017 vorbehaltslos Entlastung zu erteilen.
Der Beschluss wurde einstimmig gefasst.

Beschluss Nr.: 2018/087
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Lübben (Spreewald)/
Lubin (Błota) beschließt die Satzung über die Erhebung von Gebüh-
ren und Kostenersatz für die Schmutzwasserbeseitigung der Stadt 
Lübben (Spreewald)/Lubin (Błota) – Schmutzwassergebührensat-
zung.
Der Beschluss wurde einstimmig gefasst.

Beschluss Nr.: 2018/088
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Lübben (Spreewald)/
Lubin (Błota) beschließt den Wirtschaftsplan der Stadtentwässe-
rung Lübben (Spreewald) für das Jahr 2019.
Der Beschluss wurde einstimmig gefasst.

Beschluss Nr.: 2018/095
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Lübben (Spreewald)/
Lubin (Błota) beschließt den 1. Nachtrag zur Haushaltssatzung 
2018 mit ihren Anlagen.
Der Beschluss wurde einstimmig bei 2 Stimmenthaltungen gefasst.

Die Stadtverordneten beschlossen im nichtöffentlichen Teil der Sit-
zung:

Beschluss Nr.: 2018/084
Zur Durchführung des Grundsatzbeschlusses der Stadtverordne-
tenversammlung der Stadt Lübben (Spreewald) Nr. 2018/009 vom 
30.01.2018 über die Maßnahmen zur kurz-, mittel- und langfristi-
gen Behebung des Stellplatzmangels für PKW und Fahrräder am 
Bahnhof in Lübben (Spreewald) ist der Erwerb geeigneter Grund-
stücke notwendig.
Die in dem beigefügten Auszug aus der Liegenschaftskarte rot um-
randet gekennzeichneten Teilflächen 1 und 2 des an der Bahnhof-
straße und direkt angrenzend am Bahnhof in Lübben (Spreewald) 
gelegenen Grundstücks Gemarkung Lübben, Flur 15, Flurstück 256 
mit insgesamt ca. 1.825 m² werden zum Zweck der Errichtung einer 
neuen Bike &Ride-Anlage und der fortführenden Bewirtschaftung 
einer öffentlichen WC-Anlage käuflich erworben.
Der vorläufige Kaufpreis beträgt insgesamt 27.414,42 € das ent-
spricht einem Kaufpreis von 27,14 €/m² für die Teilfläche 1 mit ei-
ner Fläche von ca. 803 m² und 5,50 €/m² für die Teilfläche 2 mit 
einer Fläche von ca. 1022 m².
Der Beschluss wurde einstimmig gefasst.
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1. Nachtragshaushaltssatzung der Stadt Lübben für das Haushaltsjahr 2018 

Aufgrund der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg wird nach Beschluss der Stadtverord-
netenversammlung Nr.: 095/2018 vom: 27.09.2018 folgende Nachtragshaushaltssatzung erlassen: 

§1 

Der Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 wird 
die bisher 
festgesetz-

ten Gesamt-
beträge 

erhöht um vermindert 
um 

und damit 
der Ge-

samtbetrag 
einschließ-
lich Nach-

trägen fest-
gesetzt auf

- € - - € - - € - - € - 

im Ergebnishaushalt
Ordentlichen Erträge auf 28.141.500 478.600  28.620.100
Ordentlichen Aufwendungen 28.078.100 292.000  28.370.100

außerordentlichen Erträge auf 602.700    0    0 602.700
außerordentlichen Aufwendungen 602.700    0    0 602.700

im Finanzhaushalt
Einzahlungen auf 29.202.500 179.300  29.381.800
Auszahlungen auf 30.849.800  401.100 30.448.700

davon bei den: 
Einz. aus laufender Verwaltungstätigkeit 24.686.000 478.600  25.164.600
Ausz. aus laufender Verwaltungstätigkeit 23.848.000 292.000  24.140.000

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 3.141.500  299.300 2.842.200
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 6.238.600  693.100 5.545.500

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 1.375.000    0    0 1.375.000
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 763.200    0    0 763.200

Einz. aus Auflösung von Liquiditätsreserven 0    0
Auszahlungen an Liquiditätsreserven 0    0

Es wird festgesetzt: 

§2 

der Gesamtbetrag der Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investiti-
onsfördermaßnahmen unverändert auf  1.375.000 € 

§3 

der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen von 1.120.000€ auf 5.258.000 € 

§4 

Die Hebesätze der Realsteuern sind in einer gesonderten Hebesatzsatzung festgelegt worden. 
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§5 
Erheblichkeitsgrenzen 

1. Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Aufwendungen als für die Ge-
meinde von wesentlicher Bedeutung angesehen werden 

50.000 € 

2. Wertgrenze, ab der Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen im Fi-
nanzhaushalt einzeln darzustellen sind 

a. Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen für Hoch- und Tiefbau 250.000 € 

b. Sonstige Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 50.000 € 

3. Erheblichkeitsgrenzen, ab denen die Gemeindevertretung der Leistung über- und 
außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen vorher zustimmen muss. 

25.000 € 

4. Erheblichkeitsgrenzen, bei deren Überschreitung eine Nachtragssatzung zu er-
lassen ist 
a) Bei Entstehung eines Fehlbetrages 250.000 € 
b) Bei bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen Aufwendungen oder Aus-

zahlungen 
50.000 € 

5. Nichtzahlungswirksam werdende Aufwendungen, insbesondere die bilanziellen 
Abschreibungen, interne Leistungsverrechnung und Abschlussbuchungen, sind 
im Sinne des §70 BbgKVerf grundsätzlich nicht als erheblich anzusehen 

6. Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen, die 
durch die Berichtigung von Kontenzuordnungen entstehen und das Ergebnis nicht 
beeinflussen, können unabhängig der Wertgrenzen erfolgen. 

§6 

Haushaltssicherungskonzept 
Die Erstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes ist nicht erforderlich 

§7 

Sonstiges 

Eine rechtsaufsichtliche Genehmigung vom Landrat des Landkreises Dahme-Spreewald als allge-
meine untere Landesbehörde ist nicht erforderlich. 

Jeder kann Einsicht in die Nachtragshaushaltssatzung, den Nachtragshaushaltsplan und in die Anla-
gen im Rathaus Poststraße 5 Zimmer 116 (Bürgerbüro), zu den allgemeinen Sprechzeiten nehmen. 

Aufgestellt: 

Lübben, den 31.08.2018 

Marita Merting (Kämmerin) 

Festgestellt: 

Lübben, den 03.09.2018 

Lars Kolan (Bürgermeister)
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Bekanntmachungen anderer Ämter und Behörden

                LAND BRANDENBURG 

Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung     |     P o s t f a c h  1 1 0 9   |   1 5 5 0 1  F ü r s t e n w a l d e  ( S p r e e )

Landesamt für Ländliche 
Entwicklung, Landwirtschaft  
und Flurneuordnung 
Abteilung 2 
Landentwicklung und Flurneuordnung

1. Änderungsbeschluss 

Das Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung (Dienstsitz Fürstenwalde) 
hat beschlossen: 

Das mit Anordnungsbeschluss vom 09.12.2014  festgestellte Verfahrensgebiet der 

Flurbereinigung „Pretschen“ 
 Verfahrens - Nr. 3 001 14 

wird gemäß § 8 Abs. 1 FlurbG1 sowie in Verbindung mit dem BbgLEG2 wie folgt geändert: 

1. Verfahrensgebiet 

1.1  Hinzuziehung von Flurstücken 

 Zum Verfahrensgebiet wird nachstehend aufgeführtes Flurstück hinzugezogen und auch insoweit die 
Flurbereinigung angeordnet: 

 Land Brandenburg 
 Landkreis Dahme-Spreewald 

 Gemeinde Märkische Heide 
Gemarkung Neu Schadow 

 Flur 2, Flurstück 71 

 Die Flächengröße des zugezogenen Flurstücks beträgt laut Liegenschaftskataster 9.507 m². 

1.2  Ausschluss von Flurstücken 

 Vom Verfahrensgebiet werden nachstehend aufgeführte Flurstücke ausgeschlossen: 

 Land Brandenburg 
 Landkreis Dahme-Spreewald 

 Gemeinde Märkische Heide 
Gemarkung Neu Schadow 

 Flur 2, Flurstücke 33, 34 und 35  

 Die Flächengröße der ausgeschlossenen Flurstücke beträgt laut Liegenschaftskataster 119,8 ha. 

1  Flurbereinigungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes 
vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2794) 

2 Brandenburgisches Landentwicklungsgesetz vom  29. Juni 2004 (GVBl. I/04, Nr. 14, S. 298), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom                  
10. Juli 2014 (GVBl. I/14, Nr.33) 

Rathausstraße 6 
15517 Fürstenwalde (Spree) 
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Landesamt für Ländliche
Entwicklung, Landwirtschaft 
und Flurneuordnung 
Abteilung 2 
Landentwicklung und Flurneuordnung

Das geänderte Verfahrensgebiet hat nunmehr eine Größe von ca. 1.388 ha. 

Das Verfahrensgebiet  ist auf der als Anlage beigefügten Gebietskarte im Maßstab 1: 20.000 dargestellt, das 
hinzugezogene Flurstück und die ausgeschlossenen Flurstücke sind farblich gekennzeichnet. 

2. Bekanntmachung  

Der gemäß § 6 Abs. 2 und 3 FlurbG entscheidende Teil dieses 1. Änderungsbeschlusses wird in der    
Gemeinde Märkische Heide sowie in den angrenzenden Gemeinden und Städten öffentlich bekannt ge-
macht. 

Der 1. Änderungsbeschluss mit Gründen und Gebietskarte liegt zur Einsichtnahme für die Beteiligten zwei 
Wochen lang nach der Bekanntmachung in den Amtsräumen der 

 Gemeinde Märkische Heide, OT Groß Leuthen, Schlossstraße 13 a, 15913 Märkische Heide 

und in den Amtsräumen der folgenden Ämter, Städte und Gemeinde 

 Amt Lieberose/Oberspreewald, Kirchstraße 11, 15913 Straupitz 
 Amt Unterspreewald, Markt 1, 15938 Golßen 
 Stadt Storkow (Mark), Rudolf-Breitscheid-Str. 74, 15859 Storkow (Mark) 
 Stadt Lübben Spreewald, Poststraße 5, 15907 Lübben (Spreewald) 
 Gemeinde Tauche, Beeskower Chaussee 70, 15848 Tauche 

jeweils während der Öffnungszeiten aus. 

Gleichzeitig liegt der 1. Änderungsbeschluss mit Gründen und Gebietskarte im 

 Landesamt für Ländliche Entwicklung, 
 Landwirtschaft und Flurneuordnung 
 Dienstsitz Fürstenwalde 
 Rathausstraße 6 
 15517 Fürstenwalde 

aus.

3. Beteiligte 

An dem Flurbereinigungsverfahren sind gemäß § 10 FlurbG beteiligt: 

- als Teilnehmer

 die Eigentümer der zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücke, die den Eigentümern 
gleichstehenden Erbbauberechtigten sowie die Inhaber von selbständigem Gebäudeeigentum. 
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Landesamt für Ländliche
Entwicklung, Landwirtschaft 
und Flurneuordnung 
Abteilung 2 
Landentwicklung und Flurneuordnung

- als Nebenbeteiligte 

a) Gemeinden und Gemeindeverbände, in deren Bezirk Grundstücke vom Flurbereinigungsverfahren 
betroffen werden, 

b) andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Land für gemeinschaftliche oder öffentliche Anlagen 
erhalten (§§ 39 und 40 FlurbG) oder deren Grenzen geändert werden  (§ 58 Abs. 2 FlurbG), 

c) Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungsgebiet räumlich zusammenhängt 
und dieses beeinflusst oder von ihm beeinflusst wird, 

d) Inhaber von Rechten an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken oder von Rechten 
an solchen Rechten oder von persönlichen Rechten, die zum Besitz oder zur Nutzung solcher 
Grundstücke berechtigen oder die Benutzung solcher Grundstücke beschränken, 

e) Empfänger neuer Grundstücke nach den §§ 54 und 55 FlurbG bis zum Eintritt des neuen 
Rechtszustandes (§ 61 Satz 2 FlurbG), 

f) Eigentümer von nicht zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken, denen ein Beitrag zu den 
Unterhaltungs- oder Ausführungskosten auferlegt wird (§§ 42 Abs. 3 und 106 FlurbG) oder die zur 
Errichtung fester Grenzzeichen an der Grenze des Flurbereinigungsgebietes mitzuwirken haben (§ 56 
FlurbG). 

4. Teilnehmergemeinschaft 

Der Eigentümer des zugezogenen Flurstückes sowie die dem Eigentümer gleichstehenden Erbbauberech-
tigten auf dem zugezogenen Flurstück werden Mitglieder der Teilnehmergemeinschaft des Flurbereini-
gungsverfahrens Pretschen. Die Eigentümer der ausgeschlossenen Flurstücke scheiden insoweit aus der 
Teilnehmergemeinschaft aus.  

5. Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte 

Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Flurbereinigungsverfahren 
berechtigen, sind gemäß § 14 Abs. 1 FlurbG innerhalb einer Frist von drei Monaten nach erfolgter Be-
kanntmachung dieses Beschlusses beim 

 Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung 
Dienstsitz Fürstenwalde 
Rathausstraße 6 
15517 Fürstenwalde  

anzumelden. 

Zu diesen Rechten gehören z. B.: 

 - nicht eingetragene dingliche Rechte an Grundstücken 
 - Rechte an solchen Rechten sowie persönliche Rechte, die zum Besitz oder zur Nutzung  
  von Grundstücken berechtigen oder die Nutzung von Grundstücken beschränken 
 - Nutzungs- und Besitzrechte nach dem Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch3

 - Pachtrechte 

3 EGBGB in der Neufassung vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 2494; 1997 I S. 1061), zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 4 des Gesetzes vom 20. Juli 2017  
  (BGBl. I S. 2787) 
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Entwicklung, Landwirtschaft 
und Flurneuordnung 
Abteilung 2 
Landentwicklung und Flurneuordnung

Auf Verlangen der Flurbereinigungsbehörde hat der Anmeldende sein Recht innerhalb einer von der Behörde 
zu setzenden Frist nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist ist der Anmeldende nicht mehr zu 
beteiligen. 

Werden Rechte erst nach Ablauf der bezeichneten Frist angemeldet oder nachgewiesen, so kann die 
Flurbereinigungsbehörde die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gemäß § 14 Abs.2 FlurbG gelten 
lassen. 

Der Inhaber eines bezeichneten Rechts muss nach § 14 Abs. 3 FlurbG die Wirkung eines vor der Anmeldung 
eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen sich gelten lassen wie der Beteiligte, demgegenüber die Frist durch 
Bekanntgabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist. 

6. Zeitweilige Einschränkungen des Eigentums 

In sinngemäßer Anwendung der §§ 34 und 85 Ziff. 5 FlurbG ist hinsichtlich des zugezogenen Flurstückes von 
der Bekanntgabe des Beschlusses an bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes in folgenden Fällen 
die Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde erforderlich: 

a) wenn die Nutzungsart der Grundstücke im Flurbereinigungsgebiet geändert werden soll; dies gilt nicht für 
die Änderungen, die zum ordnungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören, 

b) wenn Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und ähnliche Anlagen errichtet, 
hergestellt, wesentlich verändert oder beseitigt werden sollen, 

c) wenn Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, einzelne Bäume, Hecken, Feld- und 
Ufergehölze beseitigt werden sollen. Die Beseitigung ist nur in Ausnahmefällen möglich, soweit 
landeskulturelle Belange, insbesondere die des Naturschutzes und der Landschaftspflege nicht 
beeinträchtigt werden, 

d) wenn Holzeinschläge vorgenommen werden sollen, die den Rahmen einer ordnungsgemäßen 
Bewirtschaftung übersteigen. 

Sind entgegen den Anordnungen zu a) und b) Änderungen vorgenommen oder Anlagen hergestellt oder 
beseitigt worden, so können sie im Flurbereinigungsverfahren unberücksichtigt bleiben. Die 
Flurbereinigungsbehörde kann den früheren Zustand gemäß § 137 FlurbG wiederherstellen lassen, wenn 
dieses der Flurbereinigung dienlich ist. 

Sind Eingriffe entgegen der Anordnung zu c) vorgenommen worden, so muss die Flurbereinigungsbehörde 
Ersatzpflanzungen anordnen. 

Sind entgegen der Anordnung zu d) Holzeinschläge vorgenommen worden, so kann die 
Flurbereinigungsbehörde anordnen, dass derjenige, der das Holz gefällt hat, die abgeholzte oder verlichtete 
Fläche nach Anweisungen der Forstaufsichtsbehörde wieder ordnungsgemäß in Bestand zu bringen hat. 

Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung zu Buchstaben b), c) und d) dieses Beschlusses sind 
Ordnungswidrigkeiten und können mit einer Geldbuße bis zu 1.000,00 € für den einzelnen Fall geahndet 
werden (§ 154 FlurbG, §§ 1 und 17 des OWiG4). Unter Umständen kann auch eine höhere Geldbuße auferlegt 
werden (§ 17 Abs. 4 OWiG). Außerdem können Gegenstände eingezogen werden, auf die sich die 
Ordnungswidrigkeit bezieht (§ 154 Abs. 3 FlurbG). 

4 Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch Art. 5 des  
Gesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. I S. 3295) 
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Landesamt für Ländliche
Entwicklung, Landwirtschaft 
und Flurneuordnung 
Abteilung 2 
Landentwicklung und Flurneuordnung

7. Finanzierung des Verfahrens 

Die Verfahrenskosten trägt gemäß § 104 FlurbG das Land Brandenburg. 

Die Ausführungskosten trägt gemäß § 105 FlurbG die Teilnehmergemeinschaft.

8. Gründe 

Die Hinzuziehung des Flurstücks 71 der Flur 2 der Gemarkung Neu Schadow ist zur nachhaltigen Erschlie-
ßung der östlich angrenzenden Grünlandflächen erforderlich. Im Verfahren ist die eigentumsrechtliche Rege-
lung der Zuwegung geplant. 

Das der Bodenordnung unterliegende Flurstück 22 der Flur 2 der Gemarkung Neu Schadow wurde in die 
Flurstücke 33 bis 39 zerlegt. Somit ist es möglich, die Flurstücke 33 bis  35 aus dem Bodenordnungsverfah-
ren auszuschließen. Für diese Flurstücke besteht kein Neuordnungsbedarf.  

9. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen 1. Änderungsbeschluss kann innerhalb eines Monats Widerspruch erhoben werden. Die 
Frist beginnt mit dem 1. Tag der öffentlichen Bekanntmachung. Der Widerspruch ist beim  

 Landesamt für Ländliche Entwicklung, 
Landwirtschaft und Flurneuordnung 
Dienstsitz Fürstenwalde 
Rathausstraße 6 in 15517 Fürstenwalde

schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen. 
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33

35
34

Landkreis:               Dahme-Spreewald
Gemeinde:              Märkische Heide
Gemarkung:            Neu Schadow
Flur:                         2
Flurstücke:              71

Legende:
Verfahrensgrenze

ausgeschlossene Flurstücke

hinzugezogenes Flurstück
Stand: Mai 2018
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Satzung über die Erhebung von Gebühren und Kostenersatz für die 
Schmutzwasserbeseitigung der Stadt Lübben (Spreewald)/Lubin (Blota) 
(Schmutzwassergebührensatzung)

Aufgrund des § 3 Abs. 1 und 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S 286), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. Juni
2018 (GVBl. I Nr. 15) und der §§ 1, 2, 6 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für
das Land Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2004 
(GVBl. I S. 174), zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 
(GVBl. I Nr. 32), hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Lübben (Spree- wald)/
Lubin (Blota) am 27.09.2018 folgende Satzung beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Allgemeines

(1) Die Stadt Lübben (Spreewald)/Lubin (Blota) - im folgenden „Stadt“ genannt - be-
treibt nach Maßgabe ihrer Satzung über die Entwässerung der Grundstücke, den 
Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung in der Stadt 
Lübben jeweils eine öffentliche Einrichtung:

a) zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung;
b) zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung.

(2) Die Stadt erhebt nach Maßgabe dieser Schmutzwassergebührensatzung Benut-
zungsgebühren für die Inanspruchnahme der zentralen und dezentralen öffentli-
chen Schmutzwasseranlage (Schmutzwassergebühren).

§ 2 Gebührenpflichtige

(1) Gebührenpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Inanspruchnahme der öffentlichen zent- 
ralen oder dezentralen Schmutzwasseranlage Eigentümer des Grundstückes ist. Ist 
das Grundstück mit einem Erbbaurecht oder mit einem dinglichen Nutzungsrecht 
belastet, so tritt der Erbbauberechtigte bzw. der dinglich zur Nutzung des Grund- 
stücks Berechtigte an die Stelle des Eigentümers.

(2) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.

(3) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit sofortiger 
Wirkung auf den neuen Pflichtigen über.

§ 3 Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht

(1) Die Gebührenpflicht für die Benutzung der zentralen öffentlichen Schmutzwasser- 
anlage entsteht, sobald das Grundstück an diese Schmutzwasseranlage ange- 
schlossen ist oder dieser Anlage von dem Grundstück Schmutzwasser zugeführt 
wird. Sie erlischt, sobald der Grundstücksanschluss beseitigt wird oder die Zufüh- 
rung von Schmutzwasser auf Dauer endet.
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(2) Die Gebührenpflicht für die Inanspruchnahme der dezentralen öffentlichen
Schmutzwasserentsorgungseinrichtung entsteht bei bereits vorhandenen Grund- 
stücksentwässerungsanlagen mit Beginn der dezentralen Entsorgung durch die 
Stadt und im Übrigen mit der Inbetriebnahme der Grundstücksentwässerungsan- 
lage. Sie erlischt, sobald die Grundstücksentwässerungsanlage außer Betrieb ge- 
nommen wird. Dieser Termin ist der Stadt schriftlich mitzuteilen.

§ 4 Erhebungszeitraum

Erhebungszeitraum ist das jeweilige Kalenderjahr, an dessen Ende die Gebühr ent- 
steht. Die Schmutzwassergebühr wird nach Ablauf des Erhebungszeitraums durch 
Gebührenbescheid festgesetzt.

§ 5 Fälligkeit

Die Schmutzwassergebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbe- 
scheides fällig. Die Gebühr kann zusammen mit anderen Abgaben erhoben werden. 
Die Fälligkeit der Vorausleistungen für die Inanspruchnahme der zentralen Schmutz- 
wasseranlage ergeben sich aus § 8 Abs. 1. Satz 1 gilt für die Vorausleistung nach § 9 
Abs. 3 entsprechend.

II. Gebühren für die Inanspruchnahme der zentralen Schmutzwasseranlage

§ 6 Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Schmutzwasseranlage

Für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Schmutzwasseranlage werden Ge- 
bühren für die Grundstücke erhoben, die an diese Schmutzwasseranlage angeschlossen 
sind oder in diese entwässern. Die Gebühr ist eine Leistungsgebühr.

§ 7 Leistungsgebühr

(1) Die Leistungsgebühr wird nach der Schmutzwassermenge bemessen, die in die 
zentrale öffentliche Schmutzwasseranlage gelangt. Berechnungseinheit für die 
Gebühr ist 1 m3 Schmutzwasser.

(2) Die Leistungsgebühr beträgt 4,65 EUR je m3

Schmutzwasser.

(3) Als in die zentrale öffentliche Schmutzwasseranlage gelangt gelten Wassermengen,

a) die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanla-
gen zugeführt und durch Wasserzähler ermittelt werden,

b) die auf dem Grundstück gewonnen oder diesem sonst zugeführt
werden,

c) die tatsächlich bei Bestehen einer Schmutzwassermesseinrichtung eingelei-
tet werden.
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(4) Die Wassermenge nach Abs. (3) Buchst. b) hat der Gebührenpflichtige der Stadt
für den abgelaufenen Erhebungszeitraum (§ 4) innerhalb der folgenden 2 Monate
anzuzeigen. Sie ist in der Regel durch Wasserzähler nachzuweisen, die der Ge-
bührenpflichtige auf seine Kosten einbauen muss. Die Wasserzähler müssen den 
Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen. Ist die Gültigkeitsdauer der Ei- 
chung abgelaufen, gilt der Wasserzähler als nicht geeicht. Der vorschriftsmäßige 
Einbau des Wasserzählers muss durch einen Beauftragten der Stadt - und Über- 
landwerke GmbH (SÜW) abgenommen und verplombt werden. Wenn der Einbau 
des Wasserzählers technisch nicht oder nur zu unzumutbaren Bedingungen mög- 
lich ist, kann die Stadt als Nachweis über die Wassermengen prüfbare Unterlagen
verlangen. Die Stadt ist berechtigt, die Wassermenge zu schätzen, wenn diese 
auf andere Weise nicht ermittelt werden kann.

(5) Hat ein Wasserzähler oder eine Schmutzwassermesseinrichtung nicht richtig oder
überhaupt nicht angezeigt oder ist keine Messung vorhanden, so wird die 
Schmutzwassermenge von der Stadt unter Zugrundelegung des durchschnittli- 
chen Verbrauches des Vorjahres und unter Berücksichtigung der begründeten 
Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt.

(6) Wassermengen, die durch defekte Wasserleitungen oder anderen Umständen
nach weislich nicht in die zentrale öffentliche Schmutzwasseranlage gelangt sind,
können auf schriftlichen Antrag abgesetzt werden. Der Antrag ist nach Ablauf des 
Kalenderjahres innerhalb von 2 Monaten bei der Stadt einzureichen. Die Stadt 
kann auf Kosten des Antragstellers Gutachten anfordern. Zuviel erhobene Gebüh- 
ren sind zu verrechnen oder zu erstatten.

(7) Wassermengen, die ausschließlich für die Gartenbewässerung, Befüllung von Ba-
deeinrichtungen auf dem Grundstück etc. verwendet wurden und nicht in die zent-
rale öffentliche Schmutzwasseranlage gelangt sind, werden auf schriftlichen An-
trag abgesetzt. Der Antrag ist nach Ablauf des Kalenderjahres innerhalb von 2 
Monaten bei der Stadt einzureichen. Diese Wassermengen sind durch einen (zu- 
sätzlichen) Wasserzähler (Unterzähler) nachzuweisen, den der Gebührenpflichtige 
auf seine Kosten einbauen und unterhalten muss. Für den Nachweis gilt Abs. (4) 
Satz 3 bis 7. Der Einbau dieses Wasserzählers bedarf der schriftlichen Genehmi- 
gung durch die Stadt.

§ 8 Vorausleistungen

(1) Die Stadt erhebt für die zentrale öffentliche Schmutzwasseranlage, beginnend
mit den 15.01. eines jeden Jahres, zum 15. eines jeden Monats angemessene
Vorausleistungen (Abschlagszahlungen). Die Höhe der Abschlagszahlungen 
wird durch Bescheid nach dem durchschnittlichen Verbrauch des Vorjahres in 
Verbindung mit dem im Festsetzungszeitpunkt geltenden Gebührensatz festge- 
setzt.

(2) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so wird
der Abschlagszahlung diejenige Schmutzwassermenge zugrunde gelegt, die
dem tatsächlichen Wasserverbrauch des ersten Monats entspricht. Diesen 
Verbrauch des ersten Monats hat der Gebührenpflichtige der Stadt schriftlich 
mitzuteilen. Kommt der Gebührenpflichtige dieser Mitteilungspflicht nicht nach, 
so kann die Stadt den Verbrauch schätzen und die Höhe der Abschlagszah- 
lung aufgrund der Schätzung festsetzen.
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III. Gebühren für die Inanspruchnahme der dezentralen Schmutzwasseranlage

§ 9 Schmutzwassergebühr für die Benutzung der dezentralen öffentlichen 
Schmutzwasseranlage

(1) Für die Inanspruchnahme der dezentralen öffentlichen Schmutzwasseranlage 
werden benutzungsabhängige Leistungsgebühren erhoben.

(2) Die Gebühren werden nach der Menge der entsorgten Inhaltsstoffe (Schmutzwas- 
ser oder Klärschlamm) in m3 berechnet, die von dem Grundstück in die dezentrale 
öffentliche Schmutzwasseranlage gelangt.

(3) Die Stadt ist berechtigt, Vorausleistungen auf die endgültige Gebührenschuld zu 
erheben. Maßstab für die Vorausleistung ist die im Erhebungszeitraum bereits 
entsorgte Menge an Schmutzwasser bzw. Klärschlamm, für die noch keine Vo- 
rausleistung erhoben wurde. Die Höhe des Satzes für die Vorausleistungsgebühr 
entspricht dem im Festsetzungszeitpunkt geltenden Gebührensatz.

Die Leistungsgebühr für die Schmutzwasserentsorgung aus abflusslosen Sammelgru- 
ben beträgt 8,27 EUR je m3 Schmutzwasser.

Die Leistungsgebühr für die Klärschlammentsorgung aus Kleinkläranlagen beträgt
17,54 EUR je m3 Klärschlamm.

IV. Kostenersatz für die Herstellung zusätzlicher Grundstücksanschlüsse

§ 10 Kostenersatzanspruch

(1) Wird für ein Grundstück ein zusätzlicher Grundstücksanschluss im Sinne von § 2
Ziffer 3 der Satzung über die Entwässerung der Grundstücke, den Anschluss an 
die öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung in der Stadt Lübben 
(Spreewald) hergestellt, so sind der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, 
Veränderung und Beseitigung sowie die Kosten für die Unterhaltung dieses zu- 
sätzlichen Grundstücksanschlusses der Stadt in der tatsächlich geleisteten Höhe 
zu erstatten.

(2) Der Ersatzanspruch entsteht mit der endgültigen Herstellung des Grundstücks-
anschlusses, im Übrigen mit der Beendigung der Maßnahme.

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im
Grundbuch oder im Liegenschaftskataster jeder zusammenhängende Grundbe- 
sitz eines Eigentümers, der selbständig baulich oder gewerblich nutzbar ist (wirt- 
schaftlicher Grundstücksbegriff).

(4) Der Kostenersatzanspruch wird durch Bescheid festgesetzt (Kostenersatzbe-
scheid) und einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§ 11 Kostenersatzpflichtige

(1) Kostenersatzpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Kostenersatzbe-
scheides Eigentümer des Grundstücks ist.
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(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des Ei-
gentümers der Erbbauberechtigte.

(3) Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an die Stelle
des Eigentümers. Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes
vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 2457) genannten natürlichen oder juristi- 
schen Personen des privaten und des öffentlichen Rechts. Die Kostenersatz- 
pflicht dieses Personenkreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt des Erlasses 
des Kostenersatzbescheides das Wahlrecht über die Bestellung eines Erbbau- 
rechts oder den Ankauf des Grundstücks gemäß §§ 15 und 16 des Sachen- 
rechtsbereinigungsgesetzes bereits ausgeübt und gegen den Anspruch des Nut- 
zers keine der nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaften Einreden 
und Einwendungen geltend gemacht worden sind; anderenfalls bleibt die Kos- 
tenersatzpflicht des Grundstückseigentümers unberührt.

(4) Mehrere Kostenersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner.

V. Schlussvorschriften

§ 12 Auskunftspflicht

(1) Die Gebührenpflichtigen und Kostenersatzpflichtigen sowie ihre Vertreter haben 
der Stadt bzw. den von ihr Beauftragten jede Auskunft zu erteilen, die für die 
Festsetzung und Erhebung der Gebühren bzw. des Kostenersatzes erforderlich 
ist.

(2) Die Stadt bzw. der von ihr Beauftragte können an Ort und Stelle ermitteln. Die 
nach Abs. (1) zur Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu ermöglichen 
und in dem erforderlichen Umfang zu helfen.

(3) Soweit innerhalb des Stadtgebietes die öffentliche Wasserversorgung durch Dritte 
erfolgt, haben die Gebührenpflichtigen zu dulden, dass sich die Stadt zur Feststel- 
lung der Schmutzwassermengen die Verbrauchsdaten von diesen mitteilen bzw. 
über Datenträger übermitteln lässt.

§ 13 Anzeigepflichten

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Stadt sowohl vom 
Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzei- 
gen.

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben 
beeinflussen, so hat der Gebührenpflichtige dies unverzüglich der Stadt schriftlich 
anzuzeigen Diese Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu ge- 
schaffen, geändert oder beseitigt werden.

(3) Ist zu erwarten, dass sich im Laufe des Kalenderjahres die Schmutzwassermenge 
um mehr als 50 v. H. der Schmutzwassermenge des Vorjahres erhöhen oder ermä- 

ßigen wird, so hat der Gebührenpflichtige der Stadt hiervon unverzüglich Mitteilung
zu machen.
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§ 14 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

a) entgegen § 7 Abs. (4) dieser Satzung der Stadt die Wassermenge für den ab- 
gelaufenen Erhebungszeitraum nicht innerhalb der folgenden 2 Monate an- 
zeigt,

b) entgegen § 7 Abs. (4) dieser Satzung keinen Wasserzähler einbauen lässt,

c) entgegen § 12 Abs. (1) dieser Satzung die für die Festsetzung und Erhebung
der Abgaben erforderlichen Auskünfte nicht erteilt,

d) entgegen § 12 Abs. (2) dieser Satzung verhindert, dass die Stadt bzw. der 
von ihr Beauftragte an Ort und Stelle ermitteln kann und die dazu erforderli- 
che Mithilfe verweigert,

e) entgegen § 13 Abs. (1) dieser Satzung einen Wechsel der Rechtsverhältnis- 
se am Grundstück nicht innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt,

f) entgegen § 13 Abs. (2) dieser Satzung nicht unverzüglich schriftlich anzeigt,
dass Anlagen auf dem Grundstück vorhanden sind, die die Berechnung der 
Abgabe beeinflussen. Dieses gilt für Neuanschaffung, Veränderung und Be- 
seitigung von Anlagen.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 1.000 EUR geahndet wer- 
den. Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter aus der Ord- 
nungswidrigkeit gezogen hat, übersteigen. Reicht das satzungsmäßige Höchstmaß 
nicht aus, so kann es überschritten werden.

§ 15 Inkrafttreten

Die Gebührensatzung tritt zum 01.01.2019 in Kraft.

Lübben (Spreewald), den 28.09.2018

Lars Kolan

Bürgermeister                                                                    Siegel
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